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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Juni 1963 

6 — 68070 — 5739/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wirtschaftspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Entscheidung des Rates, durch welche die Kommission 
ermächtigt wird, Sicherungsmaßnahmen für bestimmte 
Fälle von Versorgungsschwierigkeiten zu erlassen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 20. Mai 1963 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rates der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zum genannten Kommissions- 
vorschlag ist voraussichtlich nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
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Vorschlag einer Entscheidung 
durch welche die Kommission ermächtigt wird r 
Sicherungsmaßnahmen für bestimmte Fälle von 
Versorgungsschwierigkeiten zu erlassen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere Ar- 
tikel 103 und 155, 

auf Vorschlag der Kommission und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei plötzlich auftretenden Versorgungsschwierig- 
keiten, die schwere und nicht wiedergutzumachende 
Folgen haben können, müssen die zu ihrer Anwen- 
dung erforderlichen Maßnahmen nach Artikel 103 
Absatz 2, auf den Artikel 103 Absatz 4 verweist, der 
Lage entsprechend sein und daher schnell erlassen 
und unverzüglich in Kraft gesetzt werden können. 

Wenn Lagen dieser Art eintreten, ist es folglich 
zweckmäßig, daß die Kommission die Befugnis hat, 
für eine kurze Zeitdauer die sofortige Anwendung 
bestimmter Maßnahmen begrenzten Charakters zu 
beschließen, wobei der Rat die Möglichkeit behält, 
die Entscheidung der Kommission aufzuheben oder 
abzuändern. 

Im Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
können die Maßnahmen zur Aufhebung der mengen- 
mäßigen Beschränkungen, zur Senkung der Zölle 
oder Maßnahmen gleicher Wirkung von jedem der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 15 und 35 des Vertrags 
autonom getroffen werden, so daß es sich erübrigt, 
sie in dieser Entscheidung vorzusehen. 

Gleiches gilt jedoch nicht für Agrarerzeugnisse, 
die einer gemeinsamen Marktorganisation mit einem 
Abschöpfungssystem unterliegen, da die Mitglied- 
staaten nicht befugt sind, die innergemeinschaft- 
lichen Abschöpfungsbeträge autonom herabzusetzen; 
es müssen also, um Mangellagen bei diesen Erzeug- 
nissen abwenden zu können, Maßnahmen bezüglich 
dieser Abschöpfungen beschlossen werden können. 

Im Warenverkehr mit dritten Ländern gibt es — 
außer bei bestimmten Agrarerzeugnissen — gegen- 
wärtig kein Verfahren auf Grund anderer Vertrags- 
artikel, das den Erlaß von Sofortmaßnahmen der 
Gemeinschaft zwecks Abwendung dieser Versor- 
gungsschwierigkeiten vorsieht; insbesondere kann 
beim gegenwärtigen Stand der Ausarbeitung einer 
gemeinsamen Handelspolitik keine Maßnahme nach 
Artikel 110 ff. getroffen werden; selbst bei den 
davon ausgenommenen Agrarerzeugnissen sind die 
Aktionsmöglichkeiten beschränkt und lassen insbe- 
sondere keine für alle Mitgliedstaaten geltenden 
einheitlichen Maßnahmen zu. 


Isolierte Maßnahmen eines Mitgliedstaates im 
Warenverkehr mit dritten Ländern, die sich auf 
Einfuhrerhöhungen oder Ausfuhrbeschränkungen er- 
strecken, können Verkehrsverlagerungen bewirken, 
die Beschränkungen des Handels zwischen Mitglied- 
staaten nach Artikel 115 auslösen. 

Im Warenverkehr mit dritten Ländern, soweit er 
sich ganz allgemein auf sämtliche Erzeugnisse er- 
streckt, muß also die Kommission ermächtigt werden, 
Sicherungsmaßnahmen von beschränkter Geltungs- 
dauer zu erlassen; das gleiche gilt für den innerge- 
meinschaftlichen Handel und den Handel mit dritten 
Ländern, soweit er sich auf Agrarerzeugnisse er- 
streckt, die einem Abschöpfungssystem unterliegen. 

Dabei sind Maßnahmen, die zu einer Behinderung 
des freien Warenverkehrs zwischen Mitgliedstaaten 
führen, tunlichst zu vermeiden — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Stellt die Kommission bei bestimmten Erzeugnis- 
sen plötzlich eintretende Versorgungsschwierigkeiten 
fest, die schwerwiegende und gesamtwirtschaftspoli- 
tisch oder sozial schädliche Folgen haben können, 
so entscheidet sie, unbeschadet der anderen im Ver- 
trag vorgesehenen Verfahren, darüber, ob von den 
Mitgliedstaaten oder einigen von ihnen für einen 
Zeitraum, der drei Monate nicht überschreiten darf, 
Sicherungsmaßnahmen nach Maßgabe der in Arti- 
kel 2 aufgeführten angewendet werden, und zwar 
dergestalt, daß Verkehrsverlagerungen vermieden 
werden. Die Kommission legt die Voraussetzungen 
und die näheren Einzelheiten dieser Maßnahmen fest. 


Artikel 2 

Bezüglich der betreffenden Erzeugnisse kann die 
Kommission im Warenverkehr mit dritten Ländern 
Maßnahmen beschließen, die sich auf die Zölle oder 
Abgaben gleicher Wirkung sowie auf die mengen- 
mäßigen Beschränkungen oder Maßnahmen gleicher 
Wirkung sowohl bei der Einfuhr wie bei der Aus- 
fuhr erstrecken. 

Insbesondere können alle Maßnahmen beschlossen 
werden, die den Zweck haben, Ausfuhren nach drit- 
ten Ländern mit Abgaben zu belegen oder vollstän- 
dig oder teilweise zu untersagen, sowie alle Maß- 
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nahmen, die darauf abzielen, insbesondere durch 
Senkung der Zollsätze oder gegebenenfalls durch 
Lockerung oder Beseitigung der mengenmäßigen 
Beschränkungen die Einfuhren aus dritten Ländern 
zu erleichtern. 

Ebenso können alle Änderungen oder Aussetzun- 
gen der Abschöpfungsbeträge auf Agrarerzeugnisse 
bei der Einfuhr sowohl aus dritten Ländern wie aus 
Mitgliedsländern beschlossen werden. 


Artikel 3 

Maßnahmen im Sinne des Artikels 2 müssen der 
Lage entsprechen und mit den Zielen des Vertrages, 
also dem Gemeinsamen Markt, der Wirtschaftsunion 
und dem gemeinsamen Handeln gegenüber dritten 
Ländern, im Einklang stehen; sie müssen ferner mit 
den von Mitgliedstaaten eingegangenen internatio- 
nalen Verpflichtungen vereinbar sein. 


Artikel 4 

Die Entscheidungen der Kommission auf Grund 
der vorstehenden Bestimmungen werden unverzüg- 
lich dem Mitgliedstaat, an den sie gerichtet sind, 
notifiziert und sind sofort vollstreckbar. Gleichzeitig 
werden sie dem Rat mitgeteilt. Dieser kann mit 
qualifizierter Mehrheit innerhalb Monatsfrist die 
von der Kommission getroffene Entscheidung auf- 
heben oder abändern. 

Artikel 5 

Die von der Kommission gemäß vorstehenden 
Bestimmungen beschlossenen Maßnahmen sind im 
Amtsblatt der europäischen Gemeinschaften zu ver- 
öffentlichen. *) 

Artikel 6 

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten 
gerichtet. 


*) Selbstverständlich werden die Entscheidungen der 
Kommission gemäß Artikel 191 des Vertrages mit ihrer 
Bekanntgabe an die Mitgliedstaaten wirksam. 
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